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des Arbeitskreises Straßenbaupolitik

zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabteilungsleiter 

der Länder (GKVS) am 14./15. September 2011 in Neuruppin

und der Verkehrsministerkonferenz am 5./6. Oktober 2011 in Köln

TOP 6.3 Vollziehbarkeit von Planfeststellungsbeschlüssen

Der Arbeitskreis Straßenbaupolitik wurde mit Beschluss der Verkehrsministerkonferenz 

vom 6./7. Oktober 2010 beauftragt, gemeinsam mit dem BMVBS den Beschluss des 

Bundesverwaltungsgerichtes vom 22. September 2010, Az. 9 VR 2.10, unter planungs-

und verfassungsrechtlichen sowie haushälterischen Gesichtspunkten auszuwerten und 

Möglichkeiten aufzuzeigen, die sofortige Vollziehbarkeit von Planfeststellungsbeschlü

sen und Plangenehmigungen auch dann zu gewährleisten, wenn zum Zeitpunkt der 

s-

Zulassungsentscheidung und der gerichtlichen Entscheidungen die Haushaltsmittel für 

Grundlage des Arbeitsauftrages war der Bericht des Freistaates Sachsen zur Ve

die Baumaßnahme noch nicht verfügbar sind. 

r-

kehrsministerkonferenz am 6./7. Oktober 2010. In diesem Bericht nimmt der Freistaat 

Sachsen Bezug auf den Beschluss des BVerwG vom 22. September 2010 zur B 173 / 

101 Ortsumgehung Freiberg (Az. 9 VR 2.10 10

nung der aufschiebenden Wirkung der Klage eines anerkannten Naturschutzvereins 

), in dem das BVerwG bei der Anord-

maßgeblich darauf abstellt, dass die Interessenabwägung schon deshalb zu Lasten des 

Antraggegners (Freistaat Sachsen) ausfalle, weil die Realisierung der Baumaßnahme 

für das laufende und das folgende Jahr finanziell noch nicht disponiert sei und es damit 

abweichend vom gesetzlichen Regelfall an einem aktuellen Vollzugsinteresse fehle. 

D

gruppe Straßenrecht gebeten, in Abstimmung mit dem BMVBS den Beschluss des 

er Arbeitskreis Straßenbaupolitik hat mit Schreiben vom 20.01.2011 die Länderfach-

Bundesverwaltungsgerichtes rechtlich zu bewerten. Die Verkehrsministerkonferenz

wurde in der Sitzung vom 6./7. April 2011 über den Sachstand informiert.



Die Länderfachgruppe Straßenrecht hat 
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die Thematik am 29./30. Juni 2011 ab-

schließend behandelt. Nach Ansicht der Länderfachgruppe ergibt die Bewertung der 

Gerichtsentscheidung

sichtspunkten, dass 

unter planungs-, verfassungs- und haushaltsrechtlichen Ge-

kein weiterer Handlungsbedarf besteht; insbesondere ist keine Ä

derung der gesetzli

n-

chen Anordnung des Sofortvollzugs in § 17 e Abs. 2 FStrG vera

lasst.

n-

Nach Ansicht der Länderfachgruppe hat sich die gesetzliche Regelung des § 17e Abs. 2 

FStrG bewährt. Eine Ausweitung der rechtlichen Befugnisse gemäß den Vorgaben des 

Beschlusses der Verk

stellungsbeschlüssen und Plangenehmigungen auch dann zu gewährleisten, wenn zum 

ehrsministerkonferenz, die sofortige Vollziehbarkeit von Planfest-

Zeitpunkt der Zulassungsentscheidung und der gerichtlichen Entscheidung die Hau

haltsmittel für die Baumaßnahme auf absehbare Zeit nicht verfügbar sind, ist in der 

s-

Praxis nicht erforderlich und rechtsstaatlich bedenklich. D

garantie des Art. 19 Grundgesetz zuwiderlaufen. Die sofortige Vollziehbarkeit eines a

ies würde der Rechtsschutz-

n-

gefochtenen Planfeststellungsbeschlusses stellt bereits eine Verminderung der Recht

schutzgarantie dar und rechtfertigt sich nur, wenn es ein Interesse am sofortigen Vol

s-

l-

zug der Straßenbaumaßnahme gibt und dieses Interesse möglicherweise entgegenste-

hende Rechtsschutzinteressen der Klägerin oder des Klägers überwiegt. Daher ist es 

rechtsstaatlich nicht vertretbar, die sofortige Vollziehbarkeit für Vorhaben durchzuse

zen, an denen mangels Finanzierung kein aktuelles Vollzugsinteresse bestehen kann.

t-

Festzuhalten ist aber, dass das alleinige Berufen auf die fehlende Finanzierbarkeit einer 

Straßenbaumaßnahme einem Antrag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung nicht 

zum Erfolg verhelfen kann, wenn der Kläger oder die Klägerin nicht gleichzeitig ein e

genes Rechtsschutzinteresse geltend macht.

i-

In der prozessualen Praxis empfiehlt es sich, ablehnenden Entscheidungen des Bu

desverwaltungsgerichts durch entsprechende Prozesserklärungen zuvorzukommen. 

n-

Auch gilt weiterhin, dass es keine Rechtmäßigkeitsvoraussetzung der Planfeststellung 



Anlagen:
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ist, dass die Finanzierung des Vorhabens bereits haushaltsrechtlich gesichert ist. Die 

Länderfachgruppe Straßenrecht sieht daher in Bezug auf die Entscheidung des 

BVerwG keinen weiteren Handlungsbedarf. Der Arbeitskreis Straßenbaupolitik hat die 

rechtliche Bewertung der Länderfachgruppe Straßenrecht in seiner Sitzung am 

11. August 2011 zustimmend zur Kenntnis genommen.

- Beschluss des BVerwG vom 22. September zur B 173 / 101 Ortsumgehung Freiberg 

(Az. 9 VR 2.10 10)

- Bericht des Freistaates Sachsen vom 30.09.2010 zu TOP 5.10 „Vollziehbarkeit von 

Planfeststellungsbeschlüssen“ zur Verkehrsministerkonferenz am 6./7. Oktober 2010
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